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ren die Kostenentscheidung die einzige Grundlage für die 
Kostenbeteiligung der Prozeßparteien. Zum Zwecke ihrer 
Realisierung sind die Kostenvorschüsse (§ 169 ZPO, § 84 
RAGO) so zu verrechnen und zu erstatten, wie das die 
Kostenentscheidung vorsieht. Die Prozeßparteien sind so 
zu stellen, als wären die von ihnen zu begleichenden 
Kostenbeträge aus ihrem nach der Ehescheidung erzielten 
Arbeitseinkommen oder aus ihrem persönlichen Vermögen 
gezahlt worden. Aus der Vorschußzahlung bzw. der Nicht­
beteiligung an ihr darf keiner Prozeßpartei ein materieller 
Vorteil bzw. Nachteil erwachsen. Vom Kostenschuldner 
kann daher auch nicht direkt oder indirekt nochmals jener 
Teil der Kosten verlangt werden, der bereits im Wege der 
Kostenvorschußzahlung aus ihm zuzurechnenden Mitteln 
des gemeinschaftlichen Vermögens gezahlt worden ist. 
Ebensowenig darf der nicht kostenpflichtigen Prozeßpartei, 
die eine Vorauszahlung aus dem gemeinschaftlichen Ver­
mögen der Ehegatten geleistet hat, im Wege der Kosten­
festsetzung bzw. -erstattung ein materieller Vorteil ent­
stehen, auf den sie nach den vermögensrechtlichen Grund­
sätzen des Familienrechts keinen Anspruch hat.

Damit bei der Vorauszahlung von Gerichtsgebühren die 
Prozeßparteien an den Kosten des Eheverfahrens entspre­
chend der Kostenentscheidung beteiligt werden, sollte wie 
folgt verfahren werden:

Kann im Eheverfahren — z. B. durch übereinstimmende 
Erklärungen der Prozeßparteien — zweifelsfrei festgestellt 
werden, aus welchen Mitteln die Kostenvorschüsse ge­
zahlt worden sind, sollte das in der Akte festgehalten 
werden. Wird das versäumt, kann — wie bereits H. L а t к a 
(NJ 1980, Heft 5, S. 207 ff. [209]) vorgeschlagen hat — auch 
der Sekretär noch im Kostenfestsetzungsverfahren die Pro­
zeßparteien auffordern, sich zu erklären. Eine weiter­
gehende Prüfungspflicht obliegt ihm allerdings nicht.

Ist die Herkunft der Mittel eindeutig festgestellt, hat 
der Sekretär die Kostenfestsetzung entsprechend vorzuneh­
men. Ist das nicht der Fall — z. B. weil sich die Prozeß­
parteien unterschiedlich erklärt haben —, dann sollte der 
Sekretär vom Regelfall ausgehen, nämlich von der Zah­
lung der Vorschüsse aus gemeinschaftlichen Mitteln der 
Ehegatten (§§12, 13 FGB). Bei dieser Lage sind wertmäßig 
beide Prozeßparteien an den Vorschußzahlungen betei­
ligt. In Anlehnung an den Grundsatz des § 39 FGB, das 
gemeinschaftliche Eigentum zu gleichen Anteilen zu ver­
teilen, und im Interesse einer einfachen Regelung sollte 
bei der Kostenfestsetzung jeder Prozeßpartei die Hälfte 
der vorausgezahlten Beträge zugerechnet werden, zum 
einen dem alleinigen Kostenschuldner, auch wenn die 
Kostenvorschüsse nicht von ihm gezahlt worden sind; und 
zum anderen der nicht kostenpflichtigen Prozeßpartei, 
wenn diese, weil sie Vorauszahlungen geleistet hat, Kosten 
erstattet haben will.

Im eingangs dargelegten Fall würden, wenn der Vor­
schuß aus gemeinschaftlichen Mitteln gezahlt wurde, zu­
gunsten des allein kostenpflichtigen geschiedenen Ehe­
manns 250 M auf seine Kosten zu verrechnen und der ge­
schiedenen Ehefrau 250 M zu erstatten sein. Wären beide 
Prozeßparteien zur Tragung der Kosten verpflichtet, dann 
wären 250 M auf die Kosten des einen und 250 M auf die 
Kosten des anderen Ehegatten zu verrechnen.

In gleicher Weise sollte, verfahren werden, wenn durch 
eine einstweilige Anordnung die Zahlung eines Kostenvor­
schusses angeordnet wurde (§ 17 Abs. 1 ZPO). Auch dieser 
Kostenvorschuß kommt in der Regel aus Mitteln, die bei­
den Ehegatten zustehen. Deswegen sollte in solchen Fäl­
len die Kostenverrechnung und -erstattung nicht anders 
erfolgen, als wenn der den Kostenvorschuß zahlende Ehe­
gatte den Betrag aus ihm zur Verfügung stehenden Mitteln 
des Arbeitseinkommens des anderen Ehegatten nimmt. Im 
einen wie im anderen Fall wurden Mittel verwendet, die 
wertmäßig beiden Ehegatten zustehen. Aus diesem Grund 
sollten die speziellen Gesichtspunkte für den im Wege der 
einstweiligen Anordnung gesicherten Kostenvorschuß (vgl.

BG Frankfurt/Oder, Beschluß vom 5. Januar 1970 — BFR 
38/69 - [NJ 1970, Heft 24, S. 750] und BG Karl-Marx- 
Stadt, Beschluß vom 3. August 1970 — 6 BFR 89/70 — 
[ebenda, S. 751] nebst Anmerkung von F. T h o m s  und die 
dort angeführte weitere Literatur) hinter die allgemeinen 
Erwägungen für die Kostenverrechnung und -erstattung in 
Ehesachen zurücktreten.

Ist eine Prozeßpartei oder sind beide Prozeßparteien 
aus materiellrechtlichen Gründen — z. B. weil ein Kosten­
vorschuß aus dem Alleineigentum eines Ehegatten gezahlt 
worden sei — mit der Kostenfestsetzung nicht einverstan­
den, dann kann dies nicht im Kostenfestsetzungsverfahren 
und somit auch nicht auf die Beschwerde hin durch das 
Bezirksgericht geklärt werden. Diese Klärung muß in einem 
gesonderten Verfahren erfolgen. Hierzu eignet sich durch­
aus ein Verfahren gemäß § 133 ZPO auf Erklärung der Un­
zulässigkeit der Vollstreckung (vgl. auch BG Neubranden­
burg, Beschluß vom 2. Mai 1977 — BFR 14/77 — [NJ1977, 
Heft 18, S. 667]; H. L a t k a ,  a.a. O., S.209; F. N i e t h a m ­
m e r ,  NJ 1967, Heft 13, S. 413). Da die Gründe, aus denen 
der Anspruch nach Meinung einer oder beider Prozeßpar­
teien nicht in der geforderten Höhe besteht, weder im Ehe­
verfahren noch im Kostenfestsetzungsverfahren geltend 
gemacht bzw. berücksichtigt werden können, sind sie in 
einem Antrag auf Unzulässigkeitserklärung der Vollstrek- 
kung geltend zu machen.

Dr. FRANZ THOMS,
Richter am Obersten Gericht

Zum Ausspruch und zur Verwirklichung 
fachärztlicher Heilbehandlung 
gemäß § 27 StGB

Verpflichtet das Gericht einen Angeklagten, sich einer 
fachärztlichen Heilbehandlung nach §27 StGB zu unter­
ziehen, läßt es sich bei dieser Entscheidung davon leiten, 
daß eine solche Maßnahme zur Verhütung weiterer Straf­
taten beitragen wird. Das entspricht dem Verfassungs­
auftrag der Rechtsprechung, die sozialistische Gesellschafts­
ordnung, die Bürger und ihre Rechte vor kriminellen 
Handlungen zu schützen, Straftaten vorzubeugen und den 
Gesetzesverletzer wirksam zu diszipliniertem und verant­
wortungsbewußtem Verhalten zu erziehen (Art 2 Abs. 1 
StGB).

Unser sozialistischer Staat kann sich auf vielfältige 
staatliche und gesellschaftliche Möglichkeiten der Vor­
beugung und Erziehung im Kampf gegen die Kriminalität 
und andere Rechtsverletzungen stützen. Aus dieser Sicht 
dient auch die vorbeugende Maßnahme der fachärztlichen 
Heilbehandlung dazu, einem Täter, dessen strafbares Han­
deln von krankhaften Einflüssen mitbestimmt worden ist 
mit den geeigneten therapeutischen Mitteln zu helfen, 
sich so weit wie möglich von diesen Einflüssen freizu­
machen, so daß ein gesellschaftsgemäßes Verhalten ge­
währleistet ist Das ist ein komplizierter Prozeß, dessen 
Zusammenhänge und Erfolgsaussichten mitunter schwer 
bis in die Einzelheiten voraussehbar sind. Dazu hat es 
zwischen Juristen und Medizinetn fruchtbare Problemdis­
kussionen gegeben, die von dem Grundanliegen getragen 
waren, alle zur Verfügung stehenden gesetzlichen Mittel 
unter Berücksichtigung der besten medizinischen Erfah­
rungen, Ergebnisse und wissenschaftlichen Methoden an­
wenden zu können, um bei Straffälligen weiteren Rechts­
verletzungen vorzubeugen.

Anwendungsbereich des § 27 StGB

Um die fachärztliche Heilbehandlung in den geeigneten 
und notwendigen Fällen aussprechen zu können, muß sich


